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BEGRUNDUNG

Im Dezember 2002 erinnerte der Europdische Rat in Kopenhagen an seinen 1999 in Helsinki
gefassten Beschluss, dass die Tirkei ein Kandidatenland ist und Mitglied der Européischen
Union werden soll. Er begrifte nachdriicklich die bedeutenden Schritte, die die Turkel zur
Erflllung der Kopenhagener Kriterien unternommen hatte, und bestimmte eine Reihe von
prioritdren Bereichen fir die weitere Arbeit. Um das Land bei der Vorbereitung auf die EU-
Mitgliedschaft zu unterstiitzen, beschloss der Européische Rat, die HeranfUhrungsstrategie fur
die Turke solle verstarkt werden, und beauftragte die Kommission, einen Vorschlag fir eine
Uberarbeitete Beitrittspartnerschaft vorzulegen, die erstmals im Jahr 2001 beschlossen worden
war.

Im Mérz 2003 unterbreitete die Kommission eine Uberarbeitete Beitrittspartnerschaft, die vom
Rat beschlossen wurde. In ihrer Empfehlung vom Oktober 2004 schlug die Kommission vor,
dass die EU den Reformprozess weiterhin aufmerksam verfolgt, damit die Dauerhaftigkeit
und Unumkehrbarkeit der politischen Reformen in der Tirkei gewdahrleistet ist. Dazu schlug
die Kommission u.a vor, im Jahr 2005 eine Uberarbeitete Beitrittspartnerschaft zu
beschlief3en. In seinen Schlussfolgerungen vom Dezember 2004 kam der Europdische Rat
Uberein, dass die Européische Union die Fortschritte bel den politischen Reformen auf der
Grundlage einer Uberarbeiteten Beitrittspartnerschaft, in der die Prioritdten des
Reformprozesses festgel egt sind, weiterhin genau verfolgen wird.

Die vorliegende dritte Beitrittspartnerschaft basiert auf den Bestimmungen der Verordnung
(EG) Nr.390/2001. Danach beschliefd der Rat auf Vorschlag der Kommission mit
gualifizierter Mehrheit die Grundsédtze, Prioritdten, Zwischenziele und Bedingungen der
Beitrittspartnerschaft, die der Turkel unterbreitet wird, sowie wesentliche Anpassungen, die
spater daran vorgenommen werden.

Die Beitrittspartnerschaft bestimmt kurz- und mittelfristige Prioritéten fir die Vorbereitungen
der Turkel auf eine weitere Integration in die Europdische Union. Von der Turkei wird
erwartet, dass sie die Beitrittspartnerschaft durch ein entsprechendes Programm mit Zeitplan
und gezielten Malinahmen zur Verwirklichung der Prioritdten umsetzt. Der Stand der
Umsetzung wird im Rahmen der im Assoziationsabkommen vorgesehenen Mechanismen und
anhand der Fortschrittsberichte der Kommission geprift.

Der vorgeschlagene Beschluss des Rates hat keine finanziellen Auswirkungen.

Auf dieser Grundlage ersucht die Kommission den Rat, den beigefiigten Entwurf flr einen
Beschluss des Rates anzunehmen.

DE



DE

Vorschlag fur einen

BESCHLUSS DESRATES

Uber die Grundsatze, Prioritaten und Bedingungen der Beitrittspartner schaft mit der

Turkel

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag zur Grindung der Européaischen Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 390/2001 des Rates vom 26. Februar 2001 Uber die
Hilfe fur die Turkel im Rahmen der Heranfuhrungsstrategie und insbesondere Uber die
Errichtung einer Beitrittspartnerschaft’, insbesondere auf Artikel 2,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwdgung nachstehender Grinde:

D

2)

®3)

(4)

©)

Nach der Verordnung (EG) Nr. 390/2001 beschliefst der Rat auf Vorschlag der
Kommission mit qualifizierter Mehrheit die Grundsétze, Prioritéten, Zwischenziele
und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft, die der Tirkel unterbreitet wird, sowie
wesentliche Anpassungen, die spéter daran vorgenommen werden.

In ihrer Empfehlung zur Tirkei® von 2004 betonte die Kommission, dass die
Europdische Union den politischen Reformprozess auf der Grundlage einer
Beitrittspartnerschaft, in der entsprechende Prioritéten festgelegt sind, weiterhin
verfolgen sollte und dass im Jahr 2005 eine Uberarbeitete Belitrittspartnerschaft
vorgelegt werden sollte.

Auf dieser Basis hat der Rat in den Jahren 2001 und 2003 Beitrittspartnerschaften mit
der Tiirkei beschlossen®,

In seinen Schlussfolgerungen vom Dezember 2004 kam der Européische Rat Uberein,
dass die Europaische Union die Fortschritte bei den politischen Reformen auf der
Grundlage einer Beitrittspartnerschaft, in der die Prioritdten des Reformprozesses
festgelegt sind, weiterhin genau verfolgen wird.

Am 3. Oktober 2005 haben die Mitgliedstaaten Verhandlungen mit der Turkei Uber
deren Beitritt zur Européischen Union aufgenommen. Die Verhandlungen werden in
dem Mal3e voranschreiten, wie die Turkei Fortschritte bei der Vorbereitung auf den

ABI. L 58 vom 28.2.2001, S. 1.

KOM (2004) 656 endg. vom 6.10.2004

Beschluss 2001/235/EG des Rates vom 8. Mérz 2001 (ABI. L 85 vom 24.3.2001, S. 13) und Beschluss
2003/398/EG des Rates vom 19. Mai 2003 (ABI. L 145 vom 12.6.2003, S. 40)
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Beitritt erzielt; diese Fortschritte werden unter anderem an der Umsetzung der
Beitrittspartnerschaft gemessen, die regelmafdig Gberpruft wird.

(6) Im Rahmen der Beitrittsvorbereitungen wird die Turkel ein Programm mit Zeitplan
und gezielten Mal3nahmen zur Umsetzung der Prioritéten dieser Beitrittspartnerschaft
vorlegen -

BESCHLIESST:

Artikel 1
Die Grundsétze, Prioritdten und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit der Turkei sindim
Anhang festgelegt, der Bestandteil dieses Beschlussesist.

Artikel 2

Die Umsetzung der Beitrittspartnerschaft wird im Rahmen der durch das Assoziations-
abkommen geschaffenen Organe und vom Rat anhand der jdhrlichen Berichte der
Kommission Uberprift und begleitet.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am dritten Tag nach seiner Vertffentlichung im Amtsblatt der
Europaischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brissel am

Im Namen des Rates
Der Prasident
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ANHANG

Turkei: Beitrittspartner schaft 2005
1. EINLEITUNG

Der Europédische Rat beschloss auf seiner Tagung in Luxemburg im Dezember 1997, dass die
Beitrittspartnerschaft den Schwerpunkt der intensivierten Heranflhrungsstrategie bildet und mit
diesem Instrument alle Formen der Unterstiitzung fir die Bewerberstasten in einem einzigen
Gesamtrahmen zum Einsatz gebracht werden sollen. Auf diese Weise richtet die Gemeinschaft ihre
Hilfe gezielt auf die besonderen Bedurfnisse der einzelnen Bewerberstaaten aus, um sie im Hinblick
auf den Beitritt bei der Bewdltigung spezifischer Probleme zu unterstitzen.

Die erste Beitrittspartnerschaft fir die Turkei wurde vom Rat im Mé&rz 2001 beschlossen. In ihrem
Strategiepapier zur Erweiterung vom Oktober 2002 kindigte die Kommission an, dass sie eine
Uberarbeitete Beitrittspartnerschaft fur die Turkei vorschlagen werde. Die Uberarbeitete Beitritts-
partnerschaft wurde von der Kommission im Mé&rz 2003 vorgelegt und im Mai desselben Jahres vom
Rat beschlossen. In ihrer Empfehlung vom Oktober 2004 schlug die Kommission vor, dass die EU den
Reformprozess weiterhin aufmerksam verfolgt, damit die Dauerhaftigkeit und Unumkehrbarkeit der
politischen Reformen in der Turkel gewdhrleistet ist. Dazu schlug die Kommission u. a vor, im Jahr
2005 eine Uberarbeitete Beitrittspartnerschaft zu beschlief3en.

Von der Torkel wird erwartet, dass sie die Prioritdten der Beitrittspartnerschaft durch ein
entsprechendes Programm mit Zeitplan und gezielten Mal3nahmen umsetzt.

Die Uberarbeitete Beitrittspartnerschaft bildet die Grundlage fur das Instrumentarium zur Unter-
stitzung der Turkei bel der Vorbereitung auf die Mitgliedschaft. Sie wird insbesondere as Bezugs-
punkt fir weitere politische Reformen und als Malistab dienen, an dem die kinftigen Fortschritte
gemessen werden.

2. GRUNDSATZE

Bel den Prioritaten, die fUr die TUrkei ermittelt wurden, geht es im Wesentlichen um ihre Fahigkeit,
die 1993 vom Européischen Rat in Kopenhagen festgel egten Kriterien und die Anforderungen des am
3. Oktober 2005 vom Rat beschl ossenen V erhandlungsrahmens zu erfillen.

3. PRIORITATEN

Bel den in der Beitrittspartnerschaft aufgefUhrten Prioritdten wird realistischerweise angenommen,
dass die Turkel sie in den kommenden Jahren vollstdndig oder weitgehend umsetzen kann. Die
kurzfristigen Prioritéten sollten in ein bis zwei Jahren, die mittelfristigen Prioritéten in drel bis vier
Jahren verwirklicht werden kdnnen. Sie betreffen sowohl die Rechtsetzung wie deren Durchfihrung.

In der Uberarbeiteten Beitrittspartnerschaft sind die Bereiche aufgefihrt, in denen die Turkei ihre
Vorbereitungen auf den Beitritt vorrangig vorantreiben muss. Die Turkel wird letztendlich jedoch auf
allen Gebieten tétig werden mussen, die im Fortschrittsbericht behandelt werden. Wichtig ist ferner,
dass die Turke ihren Verpflichtungen zur Rechtsangleichung und zur Umsetzung des Besitzstands
nachkommt, die sie mit dem Assoziationsabkommen, der Zollunion und den Beschliissen des
Assoziationsrates EG-Turkel eingegangen ist, beispielsweise bel der Handelsregelung fir Agrar-
erzeugnisse.

3.1. KurZristige Prioritaten

Verstarkter politischer Dialog und politische Kriterien
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DEMOKRATIE UND RECHTSSTAATLICHKEIT

Offentliche Verwaltung

Fortfihrung der Reform der 6ffentlichen Verwaltung und Personapolitik mit Blick auf hthere
Effizienz, Verantwortlichkeit und Transparenz.

Gewdhrleistung ener effektiven, transparenten und partizipatorischen Lokalverwaltung,
insbesondere durch Umsetzung der neuen Rechtsvorschriften.

Einrichtung eines voll funktionsf&higen Ombudsmannsystems.

Beziehungen zwischen Zivilgesellschaft und Militar

Weitere Anpassung der zivilen Kontrolle Uber das Militér an die Praxis in den EU-Mitgliedstaaten.
Sicherstellung, dass die Zivilbehorden ihrer Aufsichtsfunktion in vollem Umfang nachkommen,
vor allem was die Erarbeitung der nationalen Sicherheitsstrategie und deren Durchfihrung anlangt.
Effektive Malnahmen mit Blick auf hohere Verantwortlichkeit und Transparenz in
Sicherheitsangel egenheiten.

Uneingeschrankte parlamentarische Kontrolle der Militéar- und Verteidigungspolitik und aller
diesbezliglichen Ausgaben, auch mittels unabhangiger Prifungen.

Abschaffung aller verbleibenden Zustandigkeiten von Militérgerichten gegentiber Zivilburgern.

Justizsystem

Kohdarente Auslegung der Rechtsvorschriften Uber Menschenrechte und Grundfreiheiten,
einschliefdich des neuen Strafrechts, durch alle Justizbehdrden in Einklang mit der Européischen
M enschenrechtskonvention und der diesbeziiglichen Rechtsprechung.

Unabhéngigkeit der Justiz, insbesondere hinsichtlich des Hohen Rats der Richter und Staatsanwélte
und der Ernennung neuer Richter und Staatsanwaélte.

Herstellung gleicher Voraussetzungen fiur Anklage und Verteidigung bei  Strafverfahren,
einschliefdich der rdumlichen Anordnung in den Gerichtssélen.

Weitere Ausbildung von Richtern und Staatsanwdten in der Anwendung der Européischen
Menschenrechtskonvention und der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs fir
Menschenrechte.

Stérkung der Effizienz des Justizsystems, insbesondere durch Ausbau der interinstitutionellen
Kapazitét und Einflhrung eines neuen Zivilverfahrensrechts.

Einrichtung von regionalen Berufungsgerichten.

Korruptionsbekampfung

Starkung aller an der Korruptionsbekampfung beteiligten Organe und ihrer Koordinierung.
Durchfhrung der Verordnung Uber die Grundsdtze ethischen Verhaltens von Beamten und
Erweiterung ihres Geltungsbereichs auf gewdahlte Mandatstrager, Justizbehorden, akademische
Einrichtungen und Militér.

Beschrankung der parlamentarischen Immunitét in Einklang mit der européi schen Praxis.
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MENSCHENRECHTE UND MINDERHEITENSCHUTZ

Wahrung der internationalen Menschenrechte

Stéarkung der Menschenrechte mit aktiver Unterstitzung eines unabhéngigen, angemessen
finanzierten nationalen Menschenrechtsorgans entsprechend den einschl&gigen UN-Bestimmungen.
Uberwachung von Menschenrechtsverfahren, einschliefllich sicherer statistischer Daten.

Erweiterte Ausbildung fur Vollzugsorgane in Menschenrechtsfragen und Ermittlungstechniken,
insbesondere zur verstérkten Bek&mpfung von Folter und Misshandlungen.

Ratifizierung der fakultativen Protokolle zum Internationalen Pakt Uber birgerliche und politische
Rechte. Einhatung der Europédischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten und vollstdndige Ausfihrung der Urteile des Europdischen Gerichtshofs fir
Menschenrechte.

Durchfihrung der Rechtsvorschriften zum Berufungsrecht entsprechend den einschlégigen Urteilen
des Européi schen Gerichtshofs fir Menschenrechte.

Rechtliche und tats&chliche Wahrung sdmtlicher Menschenrechte und Grundfreiheiten fir alle
Birger, ohne Diskriminierung und unabhangig von Sprache, politischer Meinung, Rasse,
Geschlecht, rassischer oder ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Behinderung,
Alter oder sexueller Orientierung.

Ratifizierung des Protokolls Nr. 12 der Européischen Menschenrechtskonvention zum generellen
Verbot der Diskriminierung durch staatliche Behdrden.

Blrgerrechte und politische Rechte

Verhutung von Folter und Misshandlungen

Durchfihrung der im Rahmen der Politik der ,, Nulltoleranz* getroffenen Mal3nahmen gegen Folter
und Misshandlungen im Einklang mit der Europédischen Menschenrechtskonvention und den
Empfehlungen des Européischen Ausschusses zur Verhitung von Folter.

Verstarktes Vorgehen gegen Straffreiheit bei Folter und Misshandlungen. Gewéhrleistung zeitnaher
und effizienter Ermittlungen bei Verdacht auf derartige Félle mit dem Ziel der Identifizierung und
Bestrafung der Téter durch die Gerichte.

Umsetzung des Protokolls von Istanbul im ganzen Land, insbesondere durch Verbesserung
medizinischer Fachkenntnisse.

Ratifizierung des fakultativen Protokolls zur UN-Konvention gegen Folter, das eine unabhangige
Uberwachung der Haftanstalten vorsieht.

Zugang zur Gerichtsbarkeit

Verbesserung der Inanspruchnahme einer effektiven Verteidigung, z.B. durch Prozesshilfe und
qualifizierte Dolmetscherdienste.

Gewdhrleistung, dass unmittelbar nach einer Festnahme alle Birger ihr Recht auf private
Konsultierung eines Anwalts und Benachrichtigung ihrer V erwandten wahrnehmen kénnen.

Meinungs-, Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit
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Gewdhrleistung der Meinungsfreiheit einschliefdlich Pressefreiheit in Einklang mit der
Européischen Menschenrechtskonvention und der Rechtsprechung des Européischen Gerichtshofs
fur Menschenrechte.

Weitere Verbesserung der Situation wegen friedlicher Meinungsaul3erung verfolgter oder
verurteilter Personen.

Umsetzung aller Reformen im Bereich der Vereinigungsfreiheit und des Rechts auf friedliche
Versammlung entsprechend der Européischen Menschenrechtskonvention und der diesbeziiglichen

Rechtsprechung. Durchfihrung von Mal3nahmen zur Verhitung unangemessener Gewalt-
anwendung durch Sicherheitskréafte.

Angleichung der Vorschriften tiber politische Parteien an die européische Praxis.

Angleichung der Finanzierung und Rechnungsprifung politischer Parteien an die européische
Praxis.

Forderung der Zivilgesellschaft und ihrer Beteiligung an der Gestaltung der Politik.

Forderung einer offenen Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen alen Teilen der
turkischen Zivilgesellschaft und ihren européischen Partnern.

Religionsfreiheit

Erlass eines Gesetzes, das ale Schwierigkeiten nicht-muslimischer Minderheiten und
Religionsgemeinschaften entsprechend den geltenden européischen Standards regelt. Vollstandige
Aussetzung von Beschlagnahmung und Verkauf des Grundeigentums nicht-muslimischer
Religionsstiftungen durch die zusténdigen Behorden bis zum Erlass des genannten Gesetzes.

Erlass und Umsetzung von Rechtsvorschriften Gber die Auslibung der Gedanken-, Gewissens- und
Religionsfreiheit durch alle Blrger und Religionsgemeinschaften in Einklang mit der Européi schen
Menschenrechtskonvention und unter Berlicksichtigung der Empfehlungen der Kommission des
Europarats gegen Rassismus und Intoleranz.

Schaffung der Voraussetzung fur die Funktionsfahigkeit der Religionsgemeinschaften im Einklang
mit der Praxis der EU-Mitgliedstaaten, einschliefdlich des gesetzlichen und rechtlichen Schutzes
dieser Gemeinschaften, ihrer Mitglieder und ihrer Vermogenswerte, Unterricht, Ernennung und
Ausbildung von Geistlichen sowie Wahrnehmung der Eigentumsrechte geméaf3 Protokoll Nr. 1 der
Européi schen M enschenrechtskonvention.

Wirtschaftliche und soziale Rechte

Frauenrechte

Umsetzung der Rechtsvorschriften Uber die Rechte der Frauen, insbesondere des Zivilrechts, des
neuen Strafrechts und des Gesetzes tiber den Schutz der Familie.

Fortfihrung der Mal3nahmen gegen alle Formen von Gewalt gegentiber Frauen, einschliefdich
Ehrengtraftaten. Speziaisierte Aushildung fur Vollzugs- und Gemeindebehdrden sowie andere
verantwortliche Stellen, Einrichtung geschitzter Unterkiinfte fur gefdhrdete Frauen in alen
groferen Stadten entsprechend den geltenden Rechtsvorschriften.

Weitere Forderung der Rolle der Frauen in der Gesellschaft, einschliefdich Bildung und Integration
in den Arbeitsmarkt und in das politische und gesellschaftliche Leben, und Unterstitzung der
Entwicklung von Frauenorganisationen mit Blick auf diese Ziele.
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Gewerkschaftsrechte

Wahrung aler Gewerkschaftsrechte entsprechend den EU-Standards und den einschlégigen ILO-
Ubereinkommen, insbesondere des V erbandsrechts, des Streikrechts und des Tarifrechts.

Verstérkung des sozialen Dialogs, Erleichterung und Férderung der Zusammenarbeit mit EU-
Partnern.

Minder heitenrechte, kulturelle Rechte und Minderheitenschutz

Gewéhrleistung der kulturellen Vielfalt und der Achtung und des Schutzes von
Minderheiten im Einklang mit der Europdischen Menschenrechtskonvention und den im
Rahmenibereinkommen des Europarats zum Schutz nationaler Minderheiten enthaltenen
Grundsétzen sowie entsprechend der bewdahrten Praxis in den Mitgliedstaaten.

Gesetzlicher Schutz der Minderheiten, insbesondere hinsichtlich der Wahrnehmung von
Eigentumsrechten gemal3 Protokoll Nr. 1 der Européischen Menschenrechtskonvention.

Gewadhrleistung effektiven Zugangs zu Radio- und Fernsehprogrammen in anderen Sprachen als
Turkisch. Beseitigung noch vorhandener Hindernisse, insbesondere in Bezug auf lokale und
regionale Privatsender.

Erlass geeigneter Malinahmen zur Férderung des Unterrichts von anderen Sprachen als TUrkisch.

Situation in der Ost- und Stdosttiirkel

Abschaffung des Dorfwéchtersystems in der Stidosttiirkei. Beseitigung der Landminen.

Entwicklung eines umfassenden Konzepts zum Abbau des Regionagefdlles, insbesondere zur
Verbesserung der Lage in der Sudosttirkei, mit Blick auf die Forderung der wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Chancen fir alle Birger.

FortfUhrung der Mal3nahmen zur Erleichterung der Ruckkehr von Binnenvertriebenen an ihre
Herkunftsorte entsprechend den Empfehlungen des UN-Sonderbeauftragten fir Vertriebene.

Rasche und angemessene Entschadigung flr Personen, die Verluste und Schaden infolge der
Sicherheitdage in der Stidosttirkei erlitten haben.

REGIONALE FRAGEN UND INTERNATIONALE VERPFLICHTUNGEN

Zypern

Weitere Unterstiitzung der Bemiihungen um eine umfassende Lésung fir Zypern im Rahmen der
Vereinten Nationen und in Einklang mit den Grundprinzipien der EU.

Vollstandige Umsetzung des Protokolls zur Anpassung des Abkommens von Ankara zur
Beriicksichtigung des Beitritts der zehn neuen EU-Mitgliedstaaten einschlieflich Zyperns®.

Konkrete Schritte zur Normalisierung der bilateralen Beziehungen zwischen der Tirkei und allen
EU-Mitgliedstaaten einschlieRlich der Republik Zypern®.
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Siehe auch die Erklérung der Européischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten vom 21. September
2005.
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Friedliche Beilegung von Grenzstreitigkeiten

— Fortsetzung der Bemihungen um Ldsung noch offener Grenzstreitigkeiten und anderer damit
zusammenhéangender Fragen entsprechend dem Grundsatz der friedlichen Beilegung von Streitig-
keiten gemdl3 der Charta der Vereinten Nationen und gegebenenfalls der Rechtsprechung des
Internationalen Gerichtshofs.

Verpflichtungen aufgrund des Assozierungsabkommen

— Umsetzung der Verpflichtungen aufgrund des Assoziierungsabkommens, einschliefdich der
Zollunion.

Wirtschaftliche Kriterien

— Weitere Durchfiihrung des mit IWF und Weltbank vereinbarten Strukturreformprogramms,
insbesondere zur Kontrolle der offentlichen Ausgaben.

— Weaeitere Reform des Finanzsektors, insbesondere Angleichung der V orschriften tiber Aufsichtsrecht
und Transparenz sowie deren Kontrolle nach internationalen Normen.

— Sicherung der Unabhéngigkeit der Marktregulierungsbehorden.

— Beschleunigte Privatisierung staatlicher Unternehmen, insbesondere staatseigener Banken, unter
Berticksichtigung des sozialen Aspekts.

— Fortsetzung der Marktliberalisierung einschliefdlich Preisreformen, insbesondere in den Bereichen
Energie, Tabak und Zucker.

— Fortsetzung des wirtschaftlichen Dialogs mit der EU, insbesondere im Rahmen der Haushalts-
kontrollverfahren zur Vorbereitung des Beitritts, mit Schwerpunkt auf Mal3nahmen zur Sicherung
makrotkonomischer Stabilitét und Planbarkeit und Durchfihrung von Strukturreformen.

— Durchfihrung von Mal3nahmen zur L 6sung des Problems der Schattenwirtschaft.

— Verbesserung der beruflichen Bildung, insbesondere fur diejingere Bevolkerung.

— Behebung der Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt.

— Verbesserung des Unternehmensklimas, insbesondere der Funktionsweise der Handelsgerichts-
barkeit unter besonderer Beachtung ihrer Unabhangigkeit und systematischerer Heranziehung von
Sachverstandigengutachten.

— Abschluss der Reform des Finanzsektors und Fortsetzung der Reform des Agrarsektors.

— Anhebung des algemeinen Niveaus im Erziehungs- und Gesundheitswesen, unter besonderer
Berticksichtigung der jingeren Generation und benachteiligter Regionen.

— Erleichterung und Forderung auslandischer Direktinvestitionen.

FAHIGKEIT ZUR UBERNAHME DER AUS DER MITGLIEDSCHAFT ERWACHSENDEN
VERPFLICHTUNGEN

Freier Warenverkehr

— Vollstandige Beseitigung technischer und administrativer Handel shemmnisse. Sicherstellung einer
effektiven Marktuberwachung und des freien Warenverkehrs.

— Vollgandige Ermittlung der MalRnahmen, die in Widerspruch zu den Artikeln 28 bis 30 des
Vertrags stehen, und Beseitigung dieser Malnahmen. Vor allem Beseitigung aler nicht
automatischen Einfuhrgenehmigungen und Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen
Anerkennung in nicht harmonisierten Bereichen.

— Beseaitigung aler Hindernisse fir den freien Warenverkehr aufgrund der Diskriminierung von
Befdrderungsunternehmern aus den Mitgliedstasten wegen ihrer Staatsangehorigkeit oder zuvor
angelaufener Hafen.

— Durchfihrung der Zertifizierungs- und Konformitatsbewertung und der EG-Kennzeichnung gemaid
den Richtlinien des neuen Konzepts und des Gesamtkonzepts; Stérkung bestehender Strukturen zur

° Siehe auch die Erklérung der Européischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten vom 21. September

2005.
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MarktUberwachung und K onformitdtsbewertung durch Ausstattung und Schulung sowie Schaffung
kompatibler Verwaltungsinfrastrukturen.

— Entwicklung einer effektiven Infrastruktur im Bereich des gesetzlichen Messwesens und
Erleichterung einer breiteren Anwendung wissenschaftlicher und gewerblicher Messverfahren.

Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungsverkehr

— Festlegung einer Methode und eines Fahrplans fur die Prifung der nationalen Rechtsvorschriften
auf etwaige Hindernisse, die den EG-V ertragsbestimmungen Uber das Niederlassungsrecht und den
freien Dienstleistungsverkehr entgegenstehen

— Festlegung und Beginn der Durchfiihrung eines Fahrplans fr die Angleichung an den
gemeinschaftlichen Besitzstand im Bereich der gegenseitigen Anerkennung beruflicher
Qualifikationen, einschliefdich der Schaffung der erforderlichen Verwaltungskapazitéten.

— Festlegung eines Fahrplans fir die Anwendung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Bereich
der Postdienste.

Freier Kapitalverkehr

— Aufhebung aller Beschrankungen im Zusammenhang mit ausléndischen Direktinvestitionen aus der
EU in allen Wirtschaftsbereichen.

Offentliches Auftragswesen

— Beschleunigte Angleichung der V orschriften fir das 6ffentliche Auftragswesen an den
gemeinschaftlichen Besitzstand, vor allem was Konzessionen im Bereich der
Versorgungswirtschaft und Nachprifungsverfahren anlangt.

— Ausbau der Kapazitdten des Amts fur das offentliche Auftragswesen, damit die Anwendung des
neuen Gesetzes fUr das 6ffentliche Auftragswesen gewahrleistet ist.

Rechte an geistigem Eigentum

— Verbesserte Durchsetzung der Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des geistigen Eigentums durch
Ausbau der Verwaltungskapazitéten und verstérkte Koordinierung unter Einschluss der
Strafverfolgungsbehdrden und der Justiz. Insbesondere Bekédmpfung der Nachahmung von
Markenzeichen und der unerlaubten Vervielfétigung, vor allem von Biichern und anderen Medien.

— Vereinbarung einer wechsel seitig annehmbaren Losung mit der EU, was die anhdngigen Generika-
Zulassungsantrage im Arzneimittel sektor betrifft.

Wettbewerb

— Angleichung an den Besitzstand im Bereich der staatlichen Beihilfen, auch in empfindlichen
Sektoren wie der Stahlbranche, Einrichtung einer nationalen Behorde zur Uberwachung der
staatlichen Beihilfen und Gewahrleistung einer strengen Kontrolle der staatlichen Beihilfen.

— Gewdhrleistung der Transparenz und eines standigen Informati onsaustauschs, was Wettbewerb und
staatliche Beihilfen angeht.

— Vollstandige Angleichung der sekundaren Rechtsvorschriften im Bereich des Kartellrechts.

Finanzdienstleistungen

— Erlass der erforderlichen Durchfihrungsmal3nahmen im Rahmen des neuen Bankgesetzes. Stetige
Fortschritte bei der Durchfihrung des Fahrplans fur die neuen Eigenkapitalanforderungen an
Kreditinstitute und Wertpapi ergesel | schaften.

— Stérkung der aufsichtsrechtlichen Normen im Nichtbankensektor, erforderlichenfalls auch durch
Rationalisierung der Aufsichtsstrukturen.

I nformationsgesellschaft und Medien

— Anwendung der Rechtsvorschriften tiber Gebiihren und Lizenzvergabe.

— Erlass und Durchfiihrung an den Besitzstand angeglichener Rechtsvorschriften zum Bereich der
elektronischen Kommunikation, vor alem hinsichtlich Gebihren und Lizenzvergabe,
Mietleitungen, Zugang und Verbund, Betreiber(vor)auswahl und Nummernibertragbarkeit.
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Starkung der Kapazitédten und der Unabhangigkeit der Aufsichtsbehdrden fur Fernseh- bzw.
Rundfunksender.

Weitere Rechtsangleichung im Bereich der audiovisuellen Politik, insbesondere mit Blick auf die
Richtlinie "Fernsehen ohne Grenzen”.

Landwirtschaft und landliche Entwicklung

Erlass der erforderlichen gesetzgeberischen MalRnahmen und Schaffung geeigneter Verwaltungs-
strukturen fir die Anwendung der EU-Instrumente zur l&ndlichen Entwicklung.

L ebensmittelsicherheit sowie Veterindr- und Pflanzenschutzpolitik

Welitere Anpassung des Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern an die EU-
Anforderungen und Einleitung von Mal3nahmen zur Kennzeichnung von Schafen und Ziegen und
zur Registrierung ihrer Verbringungen.

Festlegung einer Strategie zur Tilgung der wichtigsten Tierseuchen.

Ausarbeitung eines Programms zur Modernisierung der Lebensmittel verarbeitenden Betriebe,
damit sie den Hygiene- und Gesundheitsnormen der EU genligen.

Durchfihrung von Programmen zur Kontrolle von Ricksténden und zur Bekdmpfung von
Tierkrankheiten.

Fischerei

Angleichung der Vorschriften Uber Bestandsbewirtschaftung, Kontrolle, Vermarktung und
Strukturanpassung an den gemeinschaftlichen Besitzstand. Ausbau der V erwal tungskapazitéten.

Verkehrspolitik

Beseitigung aller bestehenden Beschrankungen fur Schiffe unter zyprischer Flagge und fur Schiffe
im Dienste des zyprischen Handels sowie der Bestimmungen der Luftverkehrsabkommen, durch
die Fluggesellschaften aus den Mitgliedstaaten aufgrund ihrer Staatszugehdrigkeit diskriminiert
werden.

Weitere Angleichung an den Besitzstand in Bezug auf alle Verkehrsarten.

Starkung der Seeverkehrsverwaltung, insbesondere bei der Flaggenstaatkontrolle, und
Verbesserung der Sicherheit der turkischen Flotte, damit sie im Rahmen der Pariser Vereinbarung
nicht lénger auf der Schwarzen Liste von Flaggenstaaten gefiihrt zu werden braucht.

Festlegung eines Programms zur Anpassung der tirkischen StralRenverkehrsflotte an die EU-
Normen.

Energie

Gewéhrleistung der Unabhangigkeit der Regelungsbehdérde fir Strom, Erdgas und Kernenergie und
Sicherstellung, dass diese Behdrde wirksam ihre Aufgabe erfillt.

Errichtung eines wettbewerbsorientierten Energieinlandmarkts im Einklang mit der Strom- und der
Gasrichtlinie.

Unterstiitzung der Schaffung eines regionalen Energiemarkts im Zuge einer schrittweisen
Integration als Teil eines grofReren européischen Energiemarkts. Beseitigung der Hindernisse fir
den grenziiberschreitenden Handel und fir den Zugang Dritter.

Entwicklung einer Energiestrategie, um die Anwendung des Rechtsrahmens im Einklang mit dem
gemeinschaftlichen Besitzstand zu erleichtern.

Beginn der Angleichung an den Besitzstand in den Bereichen Energieeffizienz und erneuerbare
Energiequellen sowie Aufbau von Verwaltungskapazitéten in diesen Bereichen.

Steuerwesen

Fortsetzung der Rechtsangleichung im Bereich der Verbrauchsteuern und der Mehrwertsteuer,
insbesondere bei den geltenden Steuersdizen, dem Umfang von Steuerbefreiungen sowie der
Steuerstruktur, und Abschaffung eventuell diskriminierender steuerlicher Mal3nahmen..

Weitere Angleichung an den Besitzstand im Bereich der direkten Steuern, wozu auch Vorschriften
Uber den Informationsaustausch mit den EU-Mitgliedstaaten gehdren, um die Bek&mpfung von
Steuerumgehung und Steuerhinterziehung zu erleichtern.
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Verpflichtung auf die Grundsitze des Verhaltenskodexes fir Unternehmensbesteuerung und
Sicherstellung, dass zuklnftige Steuervorschriften diesem Kodex entsprechen.

Erhohte Anstrengungen zur Modernisierung und Stérkung der Steuerverwaltung, damit eine héhere
Vorschriftentreue der Steuerpflichtigen erreicht und das Steueraufkommen bel den direkten Steuern
sowie bei der Mehrwertsteuer und den Zolleinnahmen und anderen indirekten Steuern gesteigert
werden kann. Schaffung wirksamer Instrumente zur Betrugsbekampfung.

Beginn der Vorbereitungen fir die Entwicklung der erforderlichen informationstechnol ogischen
Systeme fur den elektronischen Datenaustausch mit der EU und ihren Mitgliedstaaten.

Statistik

Abschluss der Verfahren zur Annahme und Durchsetzung eines neuen, den EU-Normen
entsprechenden Statistikgesetzes. Gewahrleistung einer angemessenen Ausbildung des Personals
und Steigerung der Leistungsfahigkeit der Verwaltung.

Stérkung der Strategie fr die Entwicklung der Statistik insbesondere in vorrangigen Bereichen wie
Bevolkerungs- und Arbeitsmarktstatistik, Regionalstatistik, Wirtschaftsstatistik (einschliefdlich
Unternehmensregister) und Agrarstatistik.

Ubernahme der noch ausstehenden Basisklassifikationen und Einfilhrung der relevanten
statistischen Einheiten in das Unternehmensregister.

Verbesserung der Methodik der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung im Einklang mit dem
ESVG 95.

Sozalpolitik und Beschéaftigung

Entwicklung eines Jahresplans zur Finanzierung von Investitionen, der auf einer realistischen
Einschdtzung der Anpassungskosten beruht und die verflgbaren offentlichen und privaten
Ressourcen berticksichtigt.

Schaffung der Voraussetzungen fir einen wirksamen sozialen Dialog, unter anderem durch die
Abschaffung einschrankender V orschriften flr Gewerkschaftsaktivitdten und durch die Einhaltung
der Gewerkschaftsrechte.

Unterstiitzung der Soziapartner bel ihren Bemihungen um Kapazitatsausbau, insbesondere im
Hinblick auf ihre kiinftige Rolle bei der Konzipierung und Durchfihrung der Beschéftigungs- und
Sozia politik im Rahmen eines autonomen sozia en Dialogs.

Fortsetzung der Bemuhungen zur LOsung des Problems der Kinderarbeit.

Stéarkung der Leistungsfahigkeit aller Institutionen, die an der Umsetzung des Besitzstands in
diesem Bereich beteiligt sind.

Unternehmens- und I ndustriepolitik

Fortsetzung der Umstrukturierung des Stahlsektors im Rahmen eines umfassenden nationalen
Programms mit dem Ziel, die wirtschaftliche Lebensféhigkeit des Sektors und die Einhaltung der
EU-Vorschriften Uber staatliche Beihilfen sicherzustellen.

Entwicklung und Umsetzung einer Strategie zur Forderung auslandischer Investitionen.

Regionalpalitik und Koordinierung der strukturpolitischen I nstrumente

Fortsetzung der Ausarbeitung einer nationalen Strategie fir wirtschaftlichen und sozialen
Zusammenhalt zum Abbau des Regionalgefdlles.

Schaffung des erforderlichen Rechts- und Verwaltungsrahmens fur die Verwendung der
finanziellen Heranfihrungshilfe der EU.

Recht, Freiheit und Sicherheit

Fortsetzung der Entwicklung und Stérkung aller Strafverfolgungseinrichtungen und Angleichung
ihres Status und ihrer Arbeitsweise an die européischen Normen, unter anderem auch durch Ausbau
der Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Stellen. Festlegung eines Kodexes fir
Polizeiethik. Einrichtung eines unabhéngigen und wirksamen Beschwerdeverfahrens, damit die
Rechenschaftspflicht von Polizel und Gendarmerie besser gewahrleistet ist. Entwicklung des
Einsatzes moderner Ermittlungstechniken und Strategien zur Verbrechensverhiitung. Mal3nahmen
zur Schulung der Kriminalpolizei und zum Ausbau ihrer K apazitéten.
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Fortsetzung der Anstrengungen zur Durchfihrung des nationalen Aktionsplans im Bereich
Einwanderung und Asyl, zur Bekdmpfung der illegalen Einwanderung und zum Abschluss eines
Rickiibernahmeabkommens mit der EU.

Beginn der Durchfihrung des nationalen Aktionsplans fir die Grenzverwaltung, insbesondere
indem Schritte zur Errichtung eines nicht militérischen Grenzschutzes und zur Minenrdumung an
der Grenze unternommen werden.

Festlegung und Durchfiihrung einer nationaen Strategie zur Bekd&mpfung der organisierten
Kriminalitét. Verstérkte Bekampfung von organisierter Kriminalitdt, Drogen, Menschenhandel,
Betrug, Korruption und Geldwésche.

Ausarbeitung und Beginn der Durchfiihrung einer nationalen Strategie zur Drogenbeka&mpfung in
Ubereinstimmung mit der EU-Strategie und dem EU-Aktionsplan zur Drogenbekampfung.

Erlass eines Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten im Einklang mit dem gemeinschaft-
lichen Besitzstand und Einrichtung einer unabhangigen Aufsichtsbehorde.

Benennung einer Stelle, die fur den Schutz des Euros vor Félschung zustandig ist.

Wissenschaft und Forschung

Beginn der Konzipierung und Anwendung einer integrierten Forschungsstrategie.

Bildung und Kultur

Erleichterung der Arbeit der nationalen Agentur, um so die Beteiligung an den Programmen
Sokrates, Leonardo da Vinci und Jugend zu festigen. Foérderung der Beteiligung am Programm
Kultur 2000.

Umwelt

Festlegung eines liberarbeiteten Programms fiir die Ubernahme und Anwendung des gemeinschaft-
lichen Besitzstands. Ausarbeitung eines Plans fiir die Finanzierung von Investitionen.

Fortsetzung der Ubernahme und Anwendung des Besitzstands, was die Rahmengesetzgebung,
internationale  Umweltibereinkommen und die Rechtsvorschriften Uber  Naturschutz,
Wasserqualitat, integrierte Vermeidung und Verringerung der Umweltverschmutzung sowie
Abfallentsorgung betrifft. Anwendung und Durchsetzung der geénderten Richtlinie Gber die
Umweltvertraglichkeitsprifung.

Weitere Einbeziehung von Umweltauflagen in andere Politikbereiche.

Entwicklung eines Plans zum Ausbau der Verwaltungskapazitdten und zur verbesserten
Anwendung und Durchsetzung der Umweltvorschriften.

Fortsetzung des Ausbaus der grenziberschreitenden Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Wasserpolitik im Einklang mit der Wasserrahmenrichtlinie und den internationalen Uberein-
kommen, denen die EG beigetreten ist.

Verbraucher- und Gesundheitsschutz

Angleichung an den Besitzstand, einschliefdich Lebensmittelrecht und Lebensmittelsicherheit.
Weiterer Ausbau der Verwaltungsstrukturen zur effektiven Umsetzung, insbesondere im Hinblick
auf die Markttiberwachung.

Weitere Entwicklung der Notifizierungssysteme fir Gefahrglter auf nationaler Ebene und Nutzung
der Moglichkeiten eines derartigen Informationsaustausches auf internationaler Ebene Uber
TRAPEX oder @hnliche Systeme.

Zollunion

EinfUhrung eines neuen Zollkodexes, um die Zollvorschriften weiter an den entsprechenden
Besitzstand, einschliefdlich der praferenziellen Ursprungsregeln, anzupassen.

Angleichung der Vorschriften Uber Freizonen an den entsprechenden Besitzstand und
Durchsetzung dieser Vorschriften, vor alem der Zollkontroll- und Steuerpriifungsvorschriften.
Weiterer Ausbau der administrativen und operativen Kapazitéten der Zollverwatung und
Angleichung der internen Verfahren an die EU-Standards.
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Beginn der Vorbereitungen fir die Entwicklung der erforderlichen IT-Systeme fir den
elektronischen Datenaustausch mit der EU und ihren Mitgliedstaaten, zunéchst in den Bereichen
Versandverfahren und Zollsatz.

Aulenbeziehungen sowie Aul¥en-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Vollstdndige Anpassung an die gemeinsame Handel spolitik der EG durch Angleichung an die EG-
Préferenzsysteme einschliefdlich des neuen algemeinen Préferenzsystems der EG.

Fortsetzung der Bemilhungen zum Abschluss ausstehender Freihandel salbkommen mit Drittl&ndern.
Schrittweise Angleichung der Politik gegentber Drittlandern und der Positionen in internationalen
Organisationen an die der EU und ihrer Mitgliedstaaten, auch in Bezug auf die Mitgliedschaft aller
EU-Mitgliedstaaten bei einschlagigen Organisationen und Ubereinkommen wie der Wassenaar-
Vereinbarung’.

Finanzkontrolle

Zeitnahe Umsetzung des Gesetzes tiber die 6ffentliche Finanzverwaltung und Finanzkontrolle.
Erlass neuer Rechtsvorschriften zur Reform der externen Rechnungsprifung gemald den INTOSAI-
Regeln und entsprechend dem Gesetz Uber die 6ffentliche Finanzverwaltung und -kontrolle und zur
Gewéhrleistung der Unabhéangigkeit des tirkischen Rechnungshofes.

Einrichtung wirksamer Verfahren zur Behandlung von Unregelméfdigkeiten und Betrugsverdacht
im Zusammenhang mit der Heranfuhrungshilfe, einschliefdich der effektiven Medung von
Unregel maf3igkeiten an die Kommission.

Stéarkung der Verwaltungsverfahren fir die Heranfihrungshilfe der EU und Anpassung an die
Entwicklung der Heranfihrungsinstrumente.

Einrichtung der erforderlichen Verwaltungsstrukturen zum effektiven und gleichwertigen Schutz
von EU-Mitteln und zur Zusammenarbeit mit dem Amt fir Betrugsbekampfung der Européischen
Kommission (OLAF).

3.2 Mittelfristige Prioritaten

WirtschaftlicheKriterien

Vollstandige Durchfiihrung des Privatisierungsprogramms.

Abschluss der Reform des Agrarsektors.

Sicherstellung der Tragfahigkeit des Renten- und Sozialversicherungssystems.

Weitere Anhebung des algemeinen Niveaus im Erziehungs- und Gesundheitswesen, unter
besonderer Berticksichtigung der jiingeren Generation und benachteiligter Regionen.

FAHIGKEIT ZUR UBERNAHME DER AUS DER MITGLIEDSCHAFT ERWACHSENDEN
VERPFLICHTUNGEN

Niederlassungsrecht und Dienstleistungsfreiheit

Beseitigung der Hindernisse fur die Niederlassungsfreiheit und fir den grenziiberschreitenden
Dienstleistungsverkehr.

Beginn der Angleichung an den Besitzstand im Bereich der Postdienste. Beginn der Liberalisierung
der Postdienste und Einrichtung einer nationalen Regulierungsbehdrde.

Deutliche Angleichung an den Besitzstand im Bereich der Anerkennung beruflicher
Qualifikationen.

Offentliches Auftragswesen

Siehe Erkldrung des Vorsitzes mit Zustimmung des Rates vom 3. Oktober 2005: ,Nummer 7 des
Verhandlungsrahmens, die sich auf alle relevanten internationalen Organisationen bezieht, darf nicht
dahin gehend ausgelegt werden, dass sie die Beschlussfassungsautonomie und die Rechte einer dieser
internationalen Organisationen oder ihrer Mitglieder oder der Mitgliedstaaten der Européischen Union
prgjudiziert.”
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— Gewdhrleistung der effektiven Anwendung der Vorschriften fir das offentliche Auftragswesen
durch die offentlichen Auftraggeber, unter anderem durch Entwicklung und Einsatz operationeller
Instrumente, durch Schulungsmal3nahmen und durch Ausbau der Verwaltungskapazitdten der
Offentlichen Auftraggeber.

— Foérderung des Einsatzes el ektronischer Mittel bel Vergabeverfahren.

— Festlegung einer umfassenden nationalen Strategie zur Entwicklung des dffentlichen Auftrags-
wesens in der Tirkel, einschliefflich des Einsatzes elektronischer Mittel auf alen Stufen des
Vergabeverfahrens.

Rechte an geistigem Eigentum

— Vollstdndige Angleichung bei den Vorschriften Uber geistiges Eigentum und Gewéhrleistung der
Anwendung dieser Vorschriften durch Stérkung der zu deren Durchsetzung vorgesehenen
Strukturen und Verfahren, unter Einschluss der Strafverfolgungsbehtrden und der Justiz.

Finanzdienstleistungen

— Deutliche Fortschritte bei der Anwendung der neuen Eigenkapitalanforderungen entsprechend dem
genauen Zeitplan der Regulierungs- und Aufsichtsbehdrde fir das Bankenwesen.

— Deutliche Fortschritte bei der Angleichung der Rechtsvorschriften an den gemeinschaftlichen
Besitzstand im Nichtbankensektor.

Gesellschaftsrecht

— Vollstandige Angleichung an den gemeinschaftlichen Besitzstand.

— Festlegung eines Rahmens fiir die Finanzberichterstattung zu allgemeinen Zwecken im Einklang
mit den EU-Normen unter voller Berticksichtigung der im gemeinschaftlichen Besitzstand
vorgesehenen Befreiungen.

— Stérkung der Offenlegungsvorschriften. Insbesondere Erlass einer algemeinen Vorschrift, wonach
Gesellschaften testierte Einzel- und K onzernabschliisse vorlegen und der Offentlichkeit zuganglich
machen mussen.

— Stéarkung der Fahigkeit aller einschlégigen Behérden, die Normen fir die Finanzberichterstattung
durchzusetzen und ihre Einhaltung zu Gberwachen.

Wettbewerb

— Konsolidierung bei der Durchsetzung der Vorschriften zum kartellrechtlichen Bereich und zu den
staatlichen Beihilfen, insbesondere was Monopole und Unternehmen mit Sonderrechten anlangt.

— Fortsetzung der Umstrukturierung des Stahlsektors im Rahmen eines abgestimmten umfassenden
sektorspezifischen Programmes.

— Verstérkte Sensibilisierung aller Marktteilnehmer und Beihilfevergabestellen fur die
kartellrechtlichen Vorschriften und die Vorschriften Uber staatliche Beihilfen.

I nformationsgesellschaft und Medien

— Vollstandige Ubernahme des gemeinschaftlichen Besitzstands im Telekommunikationsbereich und
Vorbereitung auf eine vollstandige Liberalisierung der Mérkte.

— Vollstandige Angleichung der Rechtsvorschriften fur den audiovisuellen Bereich und Stérkung der
L eistungsfahigkeit der unabhéngigen Aufsichtsbehorde fur Fernseh- bzw. Rundfunksender.

Landwirtschaft und landliche Entwicklung

— Fortsetzung der Arbeiten zur Einrichtung eines Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems, vor
allem mit Blick auf ein System zur Fléchenidentifizierung.

L ebensmittelsicherheit sowie Veterindr- und Pflanzenschutzpolitik

— Angleichung der Vorschriften im Bereich der Lebensmittelsicherheit sowie der Veterindr- und
Pflanzenschutzpolitik.

— Aufbau der erforderlichen Verwaltungskapazitdten zur Anwendung der Vorschriften im Bereich
der Lebensmittelsicherheit sowie der Veterindr- und Pflanzenschutzpolitik.
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Einrichtung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Schafen und Ziegen
entsprechend den EU-Anforderungen.

Modernisierung der Verarbeitungsbetriebe im Agrarlebensmittel sektor, so dasssiein der Lage
sind, die Lebensmittelsicherheitsnormen und die einschl8gigen Rechtsvorschriften der EU
einzuhalten. Modernisierung der Milchwirtschaftsbetriebe.

Einrichtung von Kontrollsystemen fir die L ebensmittel sicherheit.

Einflihrung eines Systems zur Sammlung von Tierkdrpern und zur Behandlung von tierischen
Nebenprodukten.

Durchfiihrung von Pléanen zur Tilgung der wichtigsten Tierseuchen.

Angleichung des Systems zur Registrierung der Pflanzensorten an die EU-Anforderungen.

Fischerei

Abschluss der Einrichtung angemessener Verwaltungsstrukturen und der Bereitstellung
entsprechender Ausriistung auf zentraler und regionaler Ebene, so dass die Durchfiihrung der
Gemeinsamen Fischereipolitik gewahrleistet werden kann.

Verkehrspolitik

Vollstandige rechtliche und administrative Anpassung in Bezug auf alle Verkehrsarten. Im Bereich
des Stralkenverkehrs geht es dabei insbesondere um Offnung des Marktzugangs, StralRenverkehrs-
sicherheit, technische Uberwachung, Unterwegskontrollen sowie soziarechtliche, steuerrechtliche
und technische V orschriften. Im Bereich des Seeverkehrs sollte auch auf die Sicherheitim
Seeverkehr abgestellt werden.

Sicherstellung der Um- und Durchsetzung der Rechtsvorschriften im Strafl3en-, See- und
Luftverkehr (insbesondere Flugsicherheit und L uftverkehrsmanagement). Zu diesem Zweck
Verbesserung der Um- und Durchsetzungsfahi gkeiten der einschlégigen Einrichtungen fir alle
Aspekte der Zivilluftfahrt, des StralRenverkehrs und des Bahnverkehrs.

Abschluss der Umstrukturierung der national en Eisenbahngesellschaft und Offnung des
Bahnmarktes entsprechend den Anforderungen des Besitzstands.

Durchfiihrung eines Programms zur technischen Anpassung der tirkischen See- und
Strallenverkehrsflotte an die Gemeinschaftsnormen.

Energie

Vollstandige Angleichung der nationalen Rechtsvorschriften an den gemeinschaftlichen
Besitzstand.

Weltere Stérkung der V erwaltungs- und Kontrollstrukturen.

Umstrukturierung der  Energieversorgungsunternehmen  und  Offnung der  Energieméarkte
entsprechend dem Besitzstand.

Sicherstellung eines hohen nuklearen Sicherheitsniveaus. Wird die Fahigkeit zur Kernenergie-
produktion geschaffen, dann gilt es insbesondere, rechtzeitig vor der Erteilung entsprechender
Genehmigungen die Kapazitéten, die Unabhangigkeit und die Mittel der Regulierungsbehdrde zu
verstarken. Sicherstellung der Durchfiihrung von Umweltvertraglichkeitsprifungen (UVP) in voller
Ubereinstimmung mit der UV P-Richtlinie.

Steuerwesen

Deutliche Fortschritte bei den Arbeiten zur vollstdndigen Angleichung an den gemeinschaftlichen
Besitzstand im Steuerbereich hinsichtlich Mehrwertsteuer, Verbrauchsteuern und direkten Steuern,
einschliefdich des Verhaltenskodexes fir Unternehmensbesteuerung.

Weitere Starkung und Modernisierung der Steuerverwaltung — auch auf dem Gebiet der
Informationstechnologien -, um das Steueraufkommen zu verbessern. Weitere V orbereitungen fur
die Entwicklung der erforderlichen informationstechnologischen Systeme fir den elektronischen
Datenaustausch mit der EU und ihren Mitgliedstaaten

Wirtschafts- und Wahrungspolitik
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— Volls¢andige Anpassung an den gemeinschaftlichen Bestzstand, was das Verbot eines
bevorrechtigten Zugangs des dffentlichen Sektors zu den Finanzinstituten und das Verbot der
unmittelbaren Finanzierung des 6ffentlichen Sektors betrifft.

Statistik

— Ausrichtung des Unternehmensregisters an EU-Standards.

— Weitere Angleichung der makrodkonomischen Statistik an den Besitzstand, namentlich in Bezug
auf BIP-Schatzung, harmonisierte V erbraucherpreisindizes, Kurzzeitindikatoren, Zahlungsbilanz
und Arbeitskréftestatistik.

— Stérkung der koordinierenden Rolle des Statischen Amtes, um die Erhebung und Verarbeitung von
Daten aus den verschiedenen Behorden zu verbessern.

— Verstérkte Nutzung von Verwaltungsquel len fir die Datenerhebung.

— Vollstandige Harmonisierung der Finanzstatistik mit den Anforderungen des ESVG 95.

Sozalpolitik und Beschéaftigung

— Vollstandige Ubernahme des gemeinschaftlichen Besitzstands und Ausbau der einschl&gigen
Verwaltungs- und Voll zugsstrukturen einschlief3ich der Arbeitsaufsicht.

— Sicherstellung der Um- und Durchsetzung des Besitzstands in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik.

— Ausarbeitung einer nationalen Beschéftigungsstrategie mit Blick auf die Beteiligung an der
europai schen Beschéftigungsstrategie, einschliefdlich der Vorbereitung und Durchflhrung einer
gemeinsamen Uberpriifung der Beschiftigungsstrategie; Aufbau von K apazitaten zur Uberwachung
des Arbeitsmarkts und der sozialen Entwicklungen.

— Erarbeitung einer nationalen Strategie fiir die soziale Eingliederung in Ubereinstimmung mit der
EU-Praxis, einschliefdlich der Datenerfassung.

— Weaeiterer Ausbau der sozialen Absicherung, insbesondere durch Konsolidierung der Reform des
Sozialversicherungs- und Rentensystems im Hinblick auf finanzielle Tragfahigkeit und Stérkung
des Netzes sozider Absicherung.

Unternehmens- und I ndustriepolitik

— Fortsetzung der Vereinfachung des Geschéftsumfelds fir kleine und mittlere Unternehmen und
Anpassung der Definition von kleinen und mittleren Unternehmen an die in der EU gebréuchliche
Definition.

Transeuropaische Netze

— Durchfihrung der in der Verkehrsinfrastrukturbedarf sabschétzung ausgewiesenen vorrangigen
Projekte im Einklang mit den TEN-Leitlinien der Européi schen Gemeinschaft fir den
Verkehrsbereich.

— Foérderung der Durchfiihrung von Projekten in der Turkel, diein den TEN-Leitlinien der
Gemeinschaft fir den Energiebereich als Vorhaben von gegenseitigem Interesse aufgefihrt sind.

Regionalpalitik und Koordinierung der strukturpolitischen Instrumente

— Weaeiterer Ausbau der Verwaltungskapazitéten fur die Durchfiihrung der Regiona politik auf
zentraler und regionaler Ebene.

— Einfuhrung mehrjahriger Haushal tsplanungsverfahren mit Prioritétskriterien fur 6ffentliche
Investitionen in den Regionen.

Recht, Freiheit und Sicherheit

— Angleichung des Status und der Arbeitsweise der Gendarmerie an die europdischen Normen.

— Weitere Angleichung der Visavorschriften und -praxis an den Besitzstand.

— Waeitere Angleichung an den Besitzstand im Bereich Asylrecht durch Aufhebung der geografischen
Beschrankung bezliglich der Genfer Konvention von 1951, Starkung des Systems fir die Anhérung
der Asylbewerber und fir die Entscheidung Uber Asylantrdge und Ausarbeitung von Mal3nahmen
zur sozialen Unterstiitzung und Integration von Asylsuchenden und Fl tichtlingen.

— Auf dem Gebiet der Drogenbekdmpfung weiterer Ausbau der nationalen Kontaktstelle.
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Weiterer Ausbau der Kapazitdten der Zollbehorden, unter anderem durch den Abschluss von
Abkommen Uber die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens und die Einfuhrung mobiler
Uberwachungsgruppen.

Im Datenschutzbereich Sicherstellung der Anwendung des gemeinschaftlichen Besitzstands durch
Einrichtung einer unabhangigen Aufsichtsbehtrde.

Ubernahme und Anwendung des Besitzstands und bewahrter Methoden im Bereich Einwanderung
zur Verhinderung illegaler Einwanderung.

Weitere Angleichung an den Besitzstand und die bewahrten Methoden im Einklang mit dem
nationalen Aktionsplan fir die Grenzverwaltung mit Blick auf die vollstandige Angleichung an den
Schengen-Besitzstand.

Ubernahme und Anwendung des gemeinschaftlichen Besitzstands, was die Bekampfung von
Korruption, Drogen, organisierter Kriminalitét und Geldwasche, die justizielle Zusammenarbeit in
Straf- und Zivilsachen sowie den strafrechtlichen Schutz des Euros und der finanziellen Interessen
der Gemeinschaft betrifft.

Bildung und Kultur

Angleichung an die Maltnahmen der EU zum Schutz der kulturellen Vidfalt, unter anderem auch
unter Berticksi chtigung des UNESCO-Ubereinkommens iber die kulturelle Viefalt.

Umwelt

Weitere Angleichung an den gemeinschaftlichen Besitzstand und Stérkung der Kapazitéten in den
Bereichen Institutionen, Verwaltung und Uberwachung, um enen wirksamen Umweltschutz,
einschliefdich der Datenerfassung, zu gewahrleisten.

Berticksichtigung der Grundsétze nachhaltiger Entwicklung bei der Formulierung und
Durchfiihrung der sektorspezifischen Politiken.

Vollstdndige Umsetzung der gednderten Richtlinie Uber die strategische Umweltprifung in
national es Recht sowie Sicherstellung ihrer schrittweisen Anwendung und Durchsetzung.
Festlegung und Durchfiihrung eines nationa en Abfallbewirtschaftungsplans.

Zollunion

Vollstdndige Angleichung des Zollrechts, insbesondere der V orschriften fir Freizonen, Waren und
Technologien mit doppeltem V erwendungszweck, Ausgangsstoffe, nachgeahmte Waren und
unerlaubt hergestellte Verviefaltigungsstiicke oder Nachbildungen.

Weitere Anstrengungen zur Modernisierung der Zollkontrollen und -aktionen und Sicherstellung,
dass alle Zalldienststellen mit Informationstechnologie ausgertstet sind.

Weitere Vorbereitungen mit Blick auf die Interkonnektivitét der informationstechnol ogischen
Systeme mit denen der EU.

Finanzkontrolle

Ausbau der gegenwartigen Verwaltungs- und Kontrollkapazitdten aler Einrichtungen, die an der
Verwaltung der finanziellen Heranfuhrungshilfe der Gemeinschaft im Rahmen des Dezentralen
Durchfihrungssystems (DIS) beteiligt sind.

Vorbereitung aller Einrichtungen, die an der Verwaltung der finanziellen Heranfhrungshilfe der
Gemeinschaft beteiligt sind, auf die Akkreditierung im Rahmen des Erweiterten Dezentralen
Durchfthrungssystems (EDIS).

V orbereitung auf die Benennung einer unabhangig arbeitenden Betrugsbekampfungsstelle.
Ausbau der Kapazitéten der zum Schutz der finanziellen Interessen der EG geschaffenen
Verwaltungsstrukturen.

4. PROGRAMMIERUNG

Die finanzielle Hilfe fur die in der Beitrittspartnerschaft festgelegten prioritéren Bereiche wird durch
jahrliche Finanzierungsbeschliisse bereitgestellt, die die Kommission (was das Programm fir 2006
betrifft) im Wege des Verfahrens des Artikels 8 der Verordnung (EG) Nr. 2500/2001 des Rates Uber
die Heranfihrungshilfe fur die Tirkei bzw. (was die Programme fir die Jahre 2007 bis 2013 angeht)
nach Verabschiedung der Verordnung Uber das Instrument fir HeranfUhrungshilfe im Wege des in

19

DE



DE

dieser Verordnung festgelegten Verfahrens fasst. Die Finanzierungsbeschliisse werden durch eine
Finanzierungsvereinbarung erganzt, die mit der Tulrkei abgeschlossen wird.

5. BEDINGUNGEN

Die Gemeinschaft macht die Finanzierung von Projekten zur Beitrittsvorbereitung aus Mitteln der
entsprechenden Instrumente davon abhangig, dass die Tirkel ihren Verpflichtungen aus den
Abkommen mit der Européischen Union, einschliefdich des Beschlusses 1/95 tiber die Zollunion und
anderen Beschliissen, nachkommt, weitere konkrete Anstrengungen zur wirksamen Erfillung der
Kopenhagener Kriterien unternimmt und vor allem Fortschritte bei der Verwirklichung der
spezifischen prioritéren Ziele dieser Uberarbeiteten Beitrittspartnerschaft erzielt. Bei Nichterfillung
dieser algemeinen Bedingungen kénnte der Rat auf der Grundlage von Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 2500/2001 die Aussetzung der Finanzhilfe beschlief3en. In die einzelnen Jahresprogramme wurden
ebenfalls besondere Bedingungen aufgenommen.

6. UBERWACHUNG

Die Umsetzung der Beitrittspartnerschaft wird im Rahmen der im Assoziationsabkommen
vorgesehenen Mechanismen und anhand der Fortschrittsberichte der Kommission tiberwacht.

Die gemal’ des Assoziationsabkommens eingesetzten Unterausschiisse ermdglichen es, die Umsetzung
der Prioritdten der Beitrittspartnerschaften sowie die Fortschritte bei der Angleichung, Anwendung
und Durchsetzung von Rechtsvorschriften zu Uberprifen. Der Assoziationsausschuss ertrtert die
allgemeine Entwicklung, die Fortschritte und die Schwierigkeiten bei der Verwirklichung der
Prioritdten der Beitrittspartnerschaft sowie spezifische Fragen, die die Unterausschiisse an ihn
verweisen.

Die Uberwachung des Programms fiir die Heranfiihrungshilfe erfolgt gemeinsam durch die Tirkei und
die Européische Kommission im Rahmen eines Gemeinsamen Uberwachungsausschusses. Die durch
einzelne Finanzierungsvereinbarungen geférderten Projekte miissen daher nachpriifbare und messbare
Erfolgsindikatoren enthalten, um eine effiziente Uberwachung zu gewahrleisten. Die Uberwachung
anhand dieser Indikatoren wird die Kommission, den PHARE-Verwaltungsausschuss (und dessen
Nachfolger im Rahmen des Instruments fir HeranfUhrungshilfe) und die Tirkei bei einer spéter
moglicherweise erforderlichen Neuausrichtung der Programme und bei der Konzipierung neuer
Programme unterstitzen.

Der PHARE-Verwaltungsausschuss sorgt im Einklang mit der Verordnung des Rates (EG) Nr.
2500/2001 (ABI. L 342 vom 27.12.2001, S. 1) dafir, dass die Mainahmen, die im Rahmen des
HeranfUhrungsprogramms finanziert werden, untereinander und mit der Beitrittspartnerschaft
vereinbar sind.

Gemal3 Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 622/98 wird die Beitrittspartnerschaft bel Bedarf erneut
geandert.
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	Der Europäische Rat beschloss auf seiner Tagung in Luxemburg im Dezember 1997, dass die Beitrittspartnerschaft den Schwerpunkt

